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Antragstellerin,

i Fﬁgte: Rechisanwilte Breitkreutz und andere,
Reitzensteinstrake 4, 45657 Recklinghausen,

gegen
die Bundesrepublik Deutschiand, vertreten durch den Vorstand der Deutschen

Telekom AG, SBR-BRS, Rechtsservice Dienstrecht, Gradestrake 18,
30163 Hannover,

Antragsgegnerin,

beigeladen:

OCENDTAWN S

wegen Befiirderung .
hier: Antrag auf Gewéhrung voridufigen Rechtsschutzes

hat die 12. Kammer des
VERWALTUNGSGERICHTS GELSENKIRCHEN

am 21. Januar 2013


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


durch

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Prof. Dr Andrick,
den Richter am Verwaltungsgericht Dr. Weisel und
den Richter Dr. Pflug

beschlossen:

Griinde:

Der Antrag,

¢ Der Antragsgegnerin wird im \Wege der einstweiligen

Anordnung untersagt, die nach A 12 BBesQ bewerieten
Stellen in der Einheit ,VCS-Gesam!” mit einem anderen
Bewerber als der Antragstellerin zu besetzen, bis tiber die
Bewerbung der Antragstelierin unter Beachtung der

Rechtsauffassung des Gerichts erneut entschieden
worden ist.

Im Ubrigen wird der Antrag abgelehnt.

Die Antragstellerin und die Antragsgegnerin tragen die
Kosten des Verfahrens mit  Ausnahme  der
aulergerichtlichen Kosten der Beigeladenen, die diese
selbst tragen, je zur Hilfte.

2. Der Streitwert wird auf 13.400,43 € - das 3,25-fache des

monatlichen Endgrundgehaltes des angestrebten Amtes
in Hohe von 4123,21 € - festgesetzt.

der Antragsgegnerin im Wege der einstweitigen Anordnung
Zu untersagen, samtliche Beférderungsstellen nach A 12 mit
anderen Bewerbern als der Antragstellerin zu besetzen, bis
uber das Begehren der Antragstellerin unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichis erneut entschieden worden

ist,

hat in dem aus dem Tenor ersichtiichen Umfang Erfolg (A).

im Ubrigen ist er abzulehnen (B).



A Der Antrag ist 2ulassig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang
begrindet.

Der Erlass einer Sicherungsanordnung setzt gemaR § 123 Abs. 1 Satz 1 und §123
Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung — VWGO — in Verbindung mit § 920 Abs. 2
und § 294 Ziilprozessordnung ~ ZPO - voraus, dass die Antragstellerin einen
Anspruch auf eine bestimmte Leistung glaubhaft macht (Anordnungsanspruch) und
dass dieser Anspruch gefahrdet ist und durch eine vorldufige MaRnahme gesichert
werden muss {Anordnungsgrund).

Die Antragstellerin hat, soweit sie die Freihaitung der der Einheit ,VCS-Gesamt'
zugewiesenen BefSrderungsstellen nach A 12 BBesO begehrt, sowoh! einen
Anordnungsgrund als auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.

Der Anordnungsgrund ist gegeben, da die Antragsgegnerin beabsichtigt, die streitbe-
fangenen Stellen mit den Beigeladenen zu besetzen. Die einstweilige Anordnung ist
notwendig und geeignet, den Bewerbungsverfahrensanspruch der Antragstellerin zu

sichern und dadurch vorlaufig einen endguitigen Rechisverlust der Antragstellerin
abzuwenden,

Die Antragsteilerin hat auch einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.

Bei der Entscheidung, welchem von mehreren in Betracht kommenden Beamten ein
Beférderungsdienstposten Ubertragen wird, ist das Prinzip der Bestenauslese zu be-
achten. Der Dienstherr hat Eignung, Befahigung und fachliche Leistung der Bewer-
ber zu bewerten und zu vergieichen (Art. 33 Abs. 2 Grundgesetz - GG -, § 9
Beamtenstatusgesetz - BeamtStG -). ist ein Bewerber besser qualifiziert, darf er
nicht dbergangen werden. Bei im Wesentlichen gleicher Qualifikation der Konkur-
renten iiegt die Auswahl im pflichtgemdRen Ermessen des Dienstherrn, Der einzelne
Bewerber hat insoweit ein Recht auf ermessensfehlerfreie Entscheidung (iber die
Stellenbesetzung (so genannter Bewerbungsverfahrensanspruch). Dieses Recht ist
nach § 123 Abs. 1 Satz 1 VwGO sicherungsfahig.

Der Eriass einer einstweiligen Anordnung setzt voraus, dass die Verletzung des
Rechts auf ermessensfehlerfreie Entscheidung Uber das Beférderungsbegehren



glaubhaft ist und die Moglichkeit bestent, dass die noch zu treffende rechtmafige
Auswahlentscheidung tatsdchlich zur Beférderung der Antragsteilerin flhrt. Mit dem
letztgenannten Erfordernis wird zwei filr den vorliufigen Rechtsschutz im Konkur-
rentenstreit wesentlichen Aspekten Rechnung getragen: Zum einen besteht fir die
Gewahrung voridufigen Rechtsschutzes kein Anlass, wenn feststeht, dass die gel-
tend gemachte Rechtsverletzung fir das Entscheidungsergebnis bedeutungsios war,
wenn also die Wiederholung des Stellenbesetzungsverfahrens unter Vermeidung der
Rechtsverletzung 2u keiner fiir die Antragstellerin giinstigeren Entscheidung flhren
kann. Zum anderen muss fiir den Erlass einer einstweiligen Anordnung die Moglich-
keit einer glinstigeren Entscheidung geniigen. Dass die erneute Entscheidung des
Dienstherrn zwangsfaufig oder auch nur mutmaRlich zugunsien der Antragstellerin
ausfalien wird, kann dagegen nicht vertangt werden. Es genlgt vielmehr fir die Wie-
derholung der Auswahlentscheidung jeder Fehler im Auswahlverfahren einschiieflich
etwaiger Fehler der dabei zugrunde gelegten dienstlichen Beurteilungen, der fir das
Auswahlergebnis kausal gewesen sein kann; vorausgesetzt werden dabei die Be-
ricksichtigungsfahigkeit des Fehlers und dessen potentielle Kausalitat fir das Aus-
wahlergebnis.

Vgl. OVG NRW, Beschliisse vom 13. September 2001 - 6
B 1776/00 ~ und vom 18. Dezember 2003 ~ 1 B 1972/03
Schnellenbach, Konkurrenzen um Beférderungsamter -
geklarte und ungeklérie Fragen, ZBR 1997, 169 (170);
ders., Anm. zu BVerwG, Urteil vom 13. September 2001
ZBR 2002, 180 (181).

Hingegen ist es im Hinblick auf den dem Dienstherrn bei der Auswahlentscheidung
zustehenden Ermessensspielraum nicht Aufgabe des Gerichts, den besser geeig-
neten Bewerber zu bestimmen und eine eigene Prognose der Erfolgsaussichten der
Bewerbung vorzunehmen.

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 24. September 2002 — 2 ByR
857/02 —, ZBR 2002, 427 (428).

Bei der Auswahientscheidung ist in erster Linie auf die aktuellen dienstlichen Beur-
teilungen zurlickzugreifen. Denn dienstliche Beurteilungen dienen vomehmlich dem
Zweck, eine Grundiage fir die Verwirklichung des verfassungsrechtlichen Gebots,
Beamte nach Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung einzustelien, einzusetzen



und zu befrdem (Art. 33 Abs. 2 GG), zu bieten. Fehler im Beurteilungsverfahren
kénnen auf den Bewerbungsverfahrensanspruch eines im Auswahlverfahren tiber ein
Beforderungsamt  oder  einen Beférderungsdienstposten unberlicksichtigt
gebliebenen Bewerbers nur dann zu dessen Gunsten durchschlagen, wenn sie ihrer
Art nach die Annahme stiitzen, dass der Auswahlentscheidung — und zwar gerade
den in Rede stehenden Bewerber betreffend — eine hinreichende Orientierung an
den materieflen Kritetien der Bestenauslese fehlt.

OVG NRW, Beschiuss vom 12, Juli 2010 -1 B 58/10 —
juris Rn. 6 m. w. N,

Gemessen an diesen Grundsatzen liegt eine Verletzung des Bewerbungsverfah-
rensanspruchs der Antragstellerin vor. Der Auswahlentscheidung lag bereits keine
Uber die Antragstellerin erstellte dienstliche Beurteilung zugrunde. Der Anspruch der
Antragstelierin auf ermessensfehlerfreie Entscheidung uber die Beférderung ist
deshalb durch den Erlass der einstwelligen Anordnung zu sichern, weil ein Fehien
der dienstlichen Beurteilung der Auswahlentscheidung die Grundlage entzieht.

Die in dem von der Antragsgegnerin vorgelegten Verwaltungsvorgang enthaltene
Beurteilung konnte nicht Grundlage der Auswahlentscheidung sein, weil sie
ausweislich der dort aufgefiihrten Daten am 18. Dezember 2012 nachtraglich erstelit
und der Antragstellerin am selben Tage erbffnet worden ist, als die
Auswahlentscheidung  bereits getroffen und der Antragstellerin  durch
Konkurrentenmitteilung vom 19, November 2012 mitgeteilt worden war.

Die verspatet erstelite dienstliche Beurtellung der Antragstellerin begegnet dartiber
hinaus deshalb Bedenken, weil sie im Dezember 2012 ausweislich der
enisprechenden Bezeichnung im Beurteilungsvordruck vom direkten Vorgesetzten
bei Vivento Customer Services GmbH (VCS), der die Antragstellerin gemaf § 4 Abs.
4 PostPersRG dauerhaft zugewiesen ist, verfasst worden ist. Zwar kénnen auch
diejenigen Beamten, die im Wege der Zuweisung aufierhalb der Deutschen Telekom
AG beschaftigt sind, in deren Beurteilungsdurchgénge einbezogen werden. Dies folgt
aus § 29 Abs. 3 BBG, wonach die Rechtsstellung dieses Personenkreises
,unbertihrt® bleibt. Der Beurteilungskompetenz solcher externer Einrichiungen wie
der VCS steht aber entgegen, dass sie keine Dienstherrnfihigkeit besitzen und
deshalb keine dienstlichen Beurteilungen abgeben kénnen. Dies dlrfte auch fiir



Beurteilungsbeitrdge im aligemeinen dienstrechtlichen Sprachgebrauch gelten.
Allenfalls durften die ,BeurteilungsiuBierungen® solcher externer Einrichtungen
Orientierungsmalstébe flir eine beamtenrechtlich zulangiiche Einschatzung der
zugewiesenen Beamten sein.

Des Weiteren steht die dienstliche Beurteitung der Antragstellerin vom 18. Dezember
2012 nicht im Einklang mit § 50 Abs. 1 Satz 1 Bundestaufbahnverordnung sowie
Ziffer 3. Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie fiir die Beurteilung der Beamtinnen und Beamten
im Rahmen des Personalentwicklungsinstruments Compass bei der Deutschen
Telekom in der Fassung vom 4. Mai 2012. Die dienstliche Beurteilung der
Antragstellerin ist nicht wie vorgesshen, von zwei Vorgesetzten unterzeichnet
worden. Sie tragt nur die Unterschrift eines Beurteilers.

Die Uber die Antragstellerin erstelite dienstliche Beurteilung vom 18. Dezember 2012
stimmt weiterhin nicht ohne Weiteres mit dem Grundsatz der individuellen
leistungsgerechten Beurteilung des Beamten Uberein,

vgl. hierzu im Zusammenhang mit der Einhaltung
zwingender Richiwerte: Schnellenbach, Die dienstliche
Beurteilung der Beamten und der Richter, B Rn. 403.

Ausgangspunkt einer dienstlichen Beurteilung miissen danach aliein die in Art. 33
Abs. 2 GG genannten Kriterien oder andere Kriterien von Verfassungsrang sein, die
unter Berlicksichligung des jeweiligen Beurteilungsverfahrens in der dienstlichen
Beurteilung im Einzelfall konkretisiert werden miissen.

Ob dieser Grundsatz hinreichend beachtet worden ist, erscheint fraglich, weil die
Anzahi der zu vergebenden Spitzennoten zum Zeitpunkt der Beurteilungserstellung
bereits feststand. Die Vergabe der Spitzennoten war, wovon aufgrund des Vortrags
in der Antragserwiderung vom 21. Dezember 2012 auszugehen ist, auf die der
Einheit ,\VCS-Gesamt® zugewiesenen Beforderungsplanstellen beschrénkt. Diese
Beurteilungspraxis der Antragsgegnerin scheint nicht, wie es Art. 33 Abs. 2 GG
fordert, die individuelle Leistung des Beamten zum MafRstab fir die dienstliche
Beurteilung zu nehmen, sondern ausschlieRlich am Beforderungsstelienkontingent
ausgerichtete personalpolitische Erwégungen. Im konkreten Fall stand zum Zeitpunkt
der Erstellung der dienstlichen Beurteilungen fest, dass in der streitgegensténdlichen



Einheit ,VCS-Gesamt" zur Vermeidung der an sich gebotenen Ausscharfung® der
dienstlichen Beurteilungen nur so viele Spitzennoten mit dem Pradikat LUbertrifit die
Anforderungen  in  besonderem  Umfang" vergeben  wurden,  wie
Beforderungsplanstellen zur Verfigung stehen. Aus der Befbrderungsliste ist

dementsprechend ersichilich, dass ausschlielllich die Beigeladenen mit der
Héchstnote bedacht worden sind.

Diese Beurteilungspraxis scheint in unzuldssiger Weise die dienstliche Beurteilung
mit der Auswahlentscheidung zu verknilpfen. Bereits mit der Beurteilungserstellung
wird die Auswahlentscheidung — und zwar nach der Antragserwiderung vom 21
Dezember (vgl. Blatt 6) bewusst — vorweggenommen,

80 auch: VG Arnsberg, Beschluss vom 13. Dezember 2012
-13L913M12- 8.7,

so dass das Beférderungsauswahiverfahren leerlduft und demnach seiner Funktion
beraubt wird.

Diesem Monitum kann die Antragsgegnerin nicht mit dem Hinweis auf die aus ihrer
Sicht zul@ssige Unterschreitung der anzuwendenden Richtwerte bei dienstlichen
Beurteilungen begegnen. Richtwerte dienen dazuy, vernlnftigen, hinreichend
differenzierten Gesamturteilsskalen erfahrungsorientierte quantitative Bezugsgrsfen
zuzuordnen, um auf diese Weise MaRstabsgerechtigkeit und Vergleichbarkeit
optimal zu erfullen. Ob und in welchem Umfang sie vor dem Hintergrund des § 50
Abs. 2 Sétze 1 und 2 BLV, Nr. 4 Anlage 1 zu KBV Compass unterschritten werden
durfen, bedarf hier keiner Kidrung. Jedenfalls berechtigen die Richtwerte die
Antragsgegnerin nicht dazu, die Gesamturteile der dienstlichen Beurteilungen
Zwecks  Vermeidung  méglicher  Ausscharfungen® im  Rahmen  einer
Auswahlentscheidung an der Anzahl der zu besetzenden Befdrderungsstellen
auszurichten. Vielmehr ist die Antragsgegnerin gehalten, die Beamfinhen und
Beamten offen und gerecht zu beurteilen und in diesem Zusammenhang durch die
mafistabbildenden Richtwerte eventuelle Korrekturen bei den Gesamtergebnissen
vorzunehmen. In Ansehung der dadurch in rechtlich zulassiger Weise geschaffenen
Grundlage hat anschiieBend die Auswahlentscheidung stattzufinden. Der von der
Antragsgegnerin demgegentiber beschrittene Weg ,zdumt das Pferd von hinten auf®
und verkehrt die Reihenfoige der einzelnen von der Rechtsordnung vorgesehenen
und gebilligten Schritte bei der Besetzung von Beforderungsstellen.



Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass die von der Antragsgegnerin zum
Ausdruck gebrachte ,Furcht" vor einer Ausscharfung der dienstlichen Beurteilungen
ihrer Berechtigung deshalb entbehren kénnte, weil eine »Feinausscharfung” nicht
zwingend zu einer Optimierung der Bestenauslese filhren wiirde. Es dirfte auch
keinen Einwendungen im Sinne von Rechtsmissbrauchiichkeit unterliegen, solite die
Antragsgegnerin  bei der Ausbringung und Bewirtschaftung besetzbarer
Beforderungsstellen eine Abgieichung zwischen der Zah! der jeweils mit der besten
Gesamtnote beurteiten einerseits und der Zah! der jeweils fir eine Besetzung
freigegebenen Stellenkontingente andererseits vornehmen,

Es bestent die Moglichkeit, dass die Antragstellerin bei einer erneuten
Auswahlentscheidung ~ unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichtes — zum
Zuge kommt. Auch wenn die Antragstellerin in ihrer dienstlichen Beurteilung vom 18.
Dezember 2012 nur die dritthéchste Beurteilungsnote mit dem Pradikat ,erfillt die
Anforderungen im vollen Umfang* erhalten hat, ist nicht ausgeschlossen, dass ihr
Bewerbungsverfahrensanspruch durch die Auswahlentscheidung der
Antragsgegnerin verletzt ist. Denn zum einen ist die streitgegensténdliche
Auswahlentscheidung génzlich ohne eine dienstliche Beurteilung der Antragstelierin
getroffen worden und zum anderen betrifft der aufgezeigte Mangel das
Beurteilungssystem als solches. Im Falle einer erneuten Auswahlentscheidung -
unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichtes ~ ist nicht absehbar, wie die
Anfragsgegnerin die nach Art. 33 Abs. 2 GG maRgeblichen Kriterien in einem
erneuten Beurteilingsverfahren gewichten will, so dass auch nicht ausgeschiossen
werden kann, dass die Aniragstellerin in diesem Fall nicht zum Zuge kéme.

B Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ist, soweit er auf die
Freihaltung sémtiicher Beférderungsplanstellen nach A 12 BBesO gerichtet ist,
unbegrindet.

Der Anordnungsanspruch ist in seiner Reichweite beschrankt auf die Freihaltung der
der Einheit ,VCS-Gesamt* =zugeordneten Beforderungsplanstellen. Die
Beforderungsstelien anderer Einheiten sind dem Zugriff der Antragstellerin entzogen.
Denn die Zuordnung der Beforderungsstelien innerhalb des Konzerns der Deutsche
Telekom AG stent im Organisationsermessen der Antragsgegnerin. Insoweit hat sich
die gerichtiiche Prifung darauf zu beschrdnken, dass die (personalpolitische)



Entscheidung des Dienstherren, wo wie viele Beforderungsstellen zugeteift werden,
nicht willkUrlich ausféilt. Eine Willktirpriifung ist dabei von einer Plausibilitatskontrolle
zu unterscheiden. Im Rahmen einer Willitirprifung, die der Beachtung des

(ungeschriebenen) Missbrauchs- und Manipulationsverbotes dient und bei der Art. 33
Abs. 2 GG nicht von Belang ist,

vgl. Schnellenbach, Beamtenrecht in der Praxis, 7 Auflage,
§3Rn 501,

hat die Anfragsgegnerin nicht darzulegen, warum und wie sie die Einheiten gebildet
undfoder wie sie die Beforderungsstellen berechnet und nach welchem Schiissel sie
sie vertellt hat, wenn — wie hier ~ keine Anhattspunkte fiir einen eklatanten Fehlgriff
bei Auslibung der — von sachlichen Erwégungen geprigten — organisatarischen und
personalpolitischen Gestaltungsfreiheit vorgetragen worden oder ersichtlich sind.

Dies gilt auch unter Berlicksichtigung des vom Oberverwaltungsgericht fiir das Land
Nordrhein-Westfalen in seinen Zwischenentscheidungen vom 14. Dezember 2012 -
1B 140412, -1 B 1410/12~, -1 B1411/12 -, -1 B 1412/12 - zitierten

Beschlusses vom 7. Juli 2008 ~ 6 B 766/08 —, juris Rn. 8,

wonach Rechisschutz gegen eine der Beforderungsentscheidung vorausgehende
Entscheidung Uber die Verteilung der Beférderungsplanstellen wegen des Gebotes
effektiven Rechtsschutzes aus Art. 19 Abs. 4 GG mdglich ist, wenn bereits die
Verteilungsentscheidung an  der  Bestenauslese  orientiet  ist, die
Auswahlentscheidung vorwegnimmt und dadurch den gerichtlichen Rechtsschutz ins
Leere laufen lasst. Fir eine derarfige Verteilungsentscheidung der Antragsgegnerin
liegen keine Erkenntnisse vor. Das beschlieBende Gericht geht daher vom nicht
substantiiert bestrittenen Vortrag der Antragsgegnerin in der Antragserwiderung vom
21. Dezember 2012 aus, wonach die Befbrderungsstellen anhand einer
Quotenregelung prozentual der jeweiligen Beamten pro Besoldungsgruppe
gleichmalig auf die 41 Einheiten verteiit wurden.
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Die Kostenentscheldung beruht auf §§ 155 Abs. 1 Satz 1 2. Alt., 154 Abs. 3, 162
Abs. 3 VWGO. Die Kosten werden aufgrund des nur teilweisen Erfoiges des Antrags
in Auslibung gerichilichen Ermessens zwischen der Antragstellerin und der
Antragsgegnerin geteilt. Besondere Umsténde, die Antragsgegnerin nicht auch mit
den haiftigen Rechtsanwaltskosten der Antragstellerin zu belasten, liegen nicht vor.
Es entspricht der Billigkeit, dass die Beigeladenen etwaige ihr entstandenen
auliergerichtlichen Kosten selbst zu tragen haben, da sie keine Antrage gestelit und
sich damit auch nicht dem Risiko der Auferlegung von Kosten geman § 154 Abs. 3
VwGO ausgesetzt haben.

Die Streitwertfestsetzung beruht entsprechend der geanderten Streitwertpraxis der
mit dem Beamtenrecht befassten Senate des Oberverwaltungsgerichts fir das Land
Nordrhein-Westfalen,

vgl. OVG NRW, Beschiuss vom 19. Mérz 2012 —~ 6 E
1406/11 -, juris Rn. 2 ff,

auf § 53 Abs. 2 Nr. 1 iV.m. § 52 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 Satz 1 Nr. 1. Satz 2 des
Gerichtskostengesetzes (3,25-facher Betrag des Endgrundgehalts, das der
Wertigkeit der begehrten Stelle entspricht).

Rechtsmitielbelehrung:

Gegen den Beschiuss zu 1. steht den Beteiligten die Beschwerde an das
Cberverwaltungsgericht fiir das Land Nordrhein-\Westfalen in Minster zu.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des BeschiussesJ s

schriftlich oder in elektronischer Form nach Mafgabe der Verordnung Uber den
elekironischen  Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen -ERVVO VG/FG- vom
7. November 2012 (GV. NRW. 8. 548) bei dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen,
Bahnhofsvorplatz 3, 45879 Gelsenkirchen, einzulegen. Sie ist innerhalb eines

Monats nach Bekanntgabe der Entsche:dung zu begrinden. Die Begrindung ist, J

sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden ist, beim
Oberverwaltungsgericht flir das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5,
48143 Munster, schriftlich oder in elektronischer Form nach MaRgabe der ERVVO
VG/FG vom 10. Dezember 2010 (GV. NRW. S. 647) einzureichen. Sie muss einen
bestimmten Antrag enthalten, die Griinde darlegen, aus denen die Entscheidung
abzuandern oder aufzuheben ist, und sich mit der angefochtenen Entscheidung
auseinandersetzen. Das Oberverwaltungsgericht priift nur die dargelegten Griinde.
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im Beschwerdeverfahren gegen den Beschluss zu 1 muss sich jeder Beteiligte
durch einen Prozessbevollméchtigten vertreten lassen. Dies git auch fr die
Einlegung der Beschwerde. Als Prozessbevoliméchtigte sind nur die in § 67 Abs. 4in
Verbindung mit Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneten und innen kraft
Gesetzes gleichgesteliten Personen zugelassen.

Gegen den Beschluss zu 2. findet innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Haupisache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich
anderweitig erledigt hat, Beschwerde statt, wenn der Wert des Beschwerdegegen-
standes 200 Euro ibersteigt.

Die Beschwerde ist schrifilich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschaftsstelie oder in elektronischer Form nach MaRgabe der Verordnung Uber den
elektronischen  Rechisverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen -ERVVO VGFG- vom
7. November 2012 (GV. NRW. 8. 548) hei dem Verwaltungsgericht Gelsenkirchen
einzulegen. Uber sie entscheidet das Oberverwaltungsgericht fir das Land
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Mlnster, falls das beschlieRende
Gericht ihr nicht abhilft.

Prof. Or. Andrick Dr. Weisel Dr. Pfiug

Ausgefertigt

Lewandowsky, Verwaltungsgerichtsbeschaftigte
als Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle




